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Bundestagswahl 2025 

Antworten der Parteien zur Bundestagswahl 
auf die Wahlprüfsteine der DIS



18.02.2025 Textmasterformat bearbeiten

Die Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) e. V. ist seit mehr als 100 Jahren die 
führende Anlaufstelle in Deutschland für Fragen zur Schiedsgerichtsbarkeit sowie zur alternativen 
Streitbeilegung für nationale und internationale Wirtschaftsstreitigkeiten. Als eingetragener Verein 
ist die DIS unabhängig und nur ihren mehr als 1.600 Mitgliedern verpflichtet, zu denen alle 
maßgeblichen Akteure der Schiedsgerichtsbarkeit in Deutschland zählen.

Mit Blick auf die bevorstehende Wahl zum Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025 haben wir 
die im Bundestag vertretenen Parteien über ihre Bundestagsfraktionen zu ihren Positionen zur 
Handelsschiedsgerichtsbarkeit befragt. Die eingegangenen Stellungnahmen haben wir 
nachfolgend zusammengestellt. Wo uns innerhalb der gesetzten Frist keine Antworten erreicht 
haben, haben wir die Wahlprogramme verlinkt und dort enthaltene Aussagen zu den 
Wahlprüfsteinen wiedergegeben.
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Partei
(In alpha-
betischer 
Reihenfolge)

Wahlprüfstein 1
Obwohl die Sachverständigen in der 
öffentlichen Anhörung des Rechtsaus-
schusses am 04.12.2024 für seine 
Verabschiedung noch in dieser Legislatur-
periode plädiert haben, ist der Regierungs-
entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Schiedsverfahrensrechts (BT-Drucks. 
20/13257) der Diskontinuität anheimgefallen. 
Wie stehen Sie zur Umsetzung des Gesetz-
gebungsvorhabens in dieser oder ähnlicher 
Form in der nächsten Legislaturperiode?

Wahlprüfstein 2
Für den Fall, dass Sie das in 
dieser Legislaturperiode be-
reits weit gediehene Vorhaben 
unterstützen, welche zeitliche 
Priorität messen Sie ihm bei?

Wahlprüfstein 3
Unterstützen Sie die Förderung 
Deutschlands als Streitbei-
legungsstandort, insbesondere 
als Schiedsstandort, im interna-
tionalen Wettbewerb?

Wahlprüfstein 4
Welche konkreten Maßnahmen zur Stärkung 
des Streitbeilegungsstandorts Deutschland 
und insbesondere des Schiedsstandorts 
Deutschland wollen Sie in der nächsten 
Legislaturperiode umsetzen?

AfD Keine Antwort und keine Aussagen zu den Wahlprüfsteinen im Wahlprogramm

B90/
Die 
Grünen

„Wie Sie wissen, haben wir uns nachdrücklich für 
die Verabschiedung des Gesetzentwurfs zur 
Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts 
(BT-Drs. 20/13257) in der noch laufenden 
Legislaturperiode eingesetzt. 

Leider konnte hierfür jedoch - trotz der breiten 
Zustimmung aus der Fachwelt - keine Mehrheit 
unter den demokratischen Fraktionen gefunden 
werden. Für uns ist es nicht nachvollziehbar, 
dass aus politischen Motiven die von der Praxis 
dringend gewünschten Modernisierungen nun 
verzögert werden.“

Ergänzend Verweis auf das Wahlprogramm, in dem sich keine Aussagen zu den Wahlprüfsteinen finden

https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_druck.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20250205_Regierungsprogramm_DIGITAL_DINA5.pdf
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Partei
(In alpha-
betischer 
Reihenfolge)

Wahlprüfstein 1
(…) Wie stehen Sie zur Umsetzung des 
Gesetzgebungsvorhabens in dieser oder 
ähnlicher Form in der nächsten Legislatur-
periode?

Wahlprüfstein 2
Für den Fall, dass Sie das in 
dieser Legislaturperiode be-
reits weit gediehene Vorhaben 
unterstützen, welche zeitliche 
Priorität messen Sie ihm bei?

Wahlprüfstein 3
Unterstützen Sie die Förderung 
Deutschlands als Streitbei-
legungsstandort, insbesondere 
als Schiedsstandort, im inter-
nationalen Wettbewerb?

Wahlprüfstein 4
Welche konkreten Maßnahmen zur Stärkung 
des Streitbeilegungsstandorts Deutschland 
und insbesondere des Schiedsstandorts 
Deutschland wollen Sie in der nächsten 
Legislaturperiode umsetzen?

BSW Keine Antwort und keine Aussagen zu den Wahlprüfsteinen im Wahlprogramm

CDU/
CSU

Verweis auf das Wahlprogramm und auf das 
rechtspolitische Programm, in dem sich die 
nachfolgenden Aussagen zu den Wahlprüf-
steinen finden

„Alternativen zur staatlichen Gerichtsbarkeit 
müssen attraktiver gemacht werden. Das gilt 
zum einen für die außergerichtliche Streit-
beilegung. (…) Das Schiedsverfahren braucht 
eine grundlegende Reform, damit der Schieds-
standort Deutschland im internationalen Wett-
bewerb an Bedeutung gewinnt.“

(Rechtspolitisches Programm, S. 20)

„Zudem haben die (…) Diskussionen deutlich 
gemacht, dass für die Attraktivität einer 
Rechtsordnung Verfahrensrecht und materielles 
Recht gleichermaßen von Bedeutung sind. 
Daher müssen etwa das Recht der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen im unternehmerischen 
Geschäftsverkehr und bei Änderung von Dauer-
schuldverhältnissen, allen voran zwischen Geld-
instituten und ihren Kunden, dringend über-
arbeitet sowie das komplexe kapitalmarkt-
rechtliche Haftungs- und Schadensersatzrecht 
vereinfacht werden.“

(Rechtspolitisches Programm, S. 19 f.)

https://bsw-vg.de/wp-content/themes/bsw/assets/downloads/BSW%20Wahlprogramm%202025.pdf
https://www.cdu.de/app/uploads/2025/01/km_btw_2025_wahlprogramm_langfassung_ansicht.pdf
https://www.bacdj.cdu.de/sites/www.bacdj.de/files/rechtspolitisches_programm_des_bacdj_2025_final.pdf
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Partei
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betischer 
Reihenfolge)

Wahlprüfstein 1
(…) Wie stehen Sie zur Umsetzung des 
Gesetzgebungsvorhabens in dieser oder 
ähnlicher Form in der nächsten Legislatur-
periode?

Wahlprüfstein 2
Für den Fall, dass Sie das in 
dieser Legislaturperiode be-
reits weit gediehene Vorhaben 
unterstützen, welche zeitliche 
Priorität messen Sie ihm bei?

Wahlprüfstein 3
Unterstützen Sie die Förderung 
Deutschlands als Streitbei-
legungsstandort, insbesondere 
als Schiedsstandort, im inter-
nationalen Wettbewerb?

Wahlprüfstein 4
Welche konkreten Maßnahmen zur Stärkung 
des Streitbeilegungsstandorts Deutschland 
und insbesondere des Schiedsstandorts 
Deutschland wollen Sie in der nächsten 
Legislaturperiode umsetzen?

Die 
Linke

„Wir unterstützen grundsätzlich das Gesetz-
gebungsvorhaben, fordern hier aber gemeinsam 
mit dem Bundesrat und zahlreichen Sach-
verständigen der öffentlichen Anhörung zu dem 
Gesetzentwurf mit der BT-Drucks. 20/13257, 
dass an einer Formvorschrift (mind. Textform) 
zum Abschluss von Schiedsvereinbarungen 
festgehalten wird, da formfreie Schiedsver-
einbarungen zu erheblichen Rechts-
unsicherheiten und auch Rechtsmissbrauch 
führen können.“

„Wir sind für eine schnelle 
Umsetzung des Vorhabens, weil 
Schiedsverfahren einfacher zu 
handhaben, schneller durchzu-
führen und weniger kosten-
trächtig sein können, z.B. die 
institutionalisierten Schiedsver-
fahren bei den IHKen, Die Be-
rücksichtigung der Forderungen 
des Bundesrates (Festhalten am 
Formerfordernis) hat für uns aber 
absolute Priorität vor einer 
schnellen Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs.“

„Ja, wir unterstützen dieses 
Anliegen, allerdings unter der 
Prämisse, dass hier immer der 
Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten gewahrt bleibt.“

„Wir halten die von der Bundesregierung in 
ihrem Gesetzentwurf BT-Drucks. 20/13257 
vorgeschlagenen Maßnahmen, Englisch als 
Gerichtssprache zu stärken und den Einsatz 
digitaler Hilfsmittel zu ermöglichen, sowie 
Schiedssprüche unter bestimmten Bedingungen 
und mit der Möglichkeit von Sondervoten der 
Schiedsrichterinnen und -richter zu veröffent-
lichen, um damit die Rechtsfortbildung zu 
fördern, für sachdienlich, den Streitbeilegungs-
standort Deutschland und insbesondere den 
Schiedsstandort Deutschland zu stärken.“
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betischer 
Reihenfolge)

Wahlprüfstein 1
(…) Wie stehen Sie zur Umsetzung des 
Gesetzgebungsvorhabens in dieser oder 
ähnlicher Form in der nächsten Legislatur-
periode?

Wahlprüfstein 2
Für den Fall, dass Sie das in 
dieser Legislaturperiode be-
reits weit gediehene Vorhaben 
unterstützen, welche zeitliche 
Priorität messen Sie ihm bei?

Wahlprüfstein 3
Unterstützen Sie die Förderung 
Deutschlands als Streitbei-
legungsstandort, insbesondere 
als Schiedsstandort, im inter-
nationalen Wettbewerb?

Wahlprüfstein 4
Welche konkreten Maßnahmen zur Stärkung 
des Streitbeilegungsstandorts Deutschland 
und insbesondere des Schiedsstandorts 
Deutschland wollen Sie in der nächsten 
Legislaturperiode umsetzen?

FDP

„Ich bedaure sehr, dass es trotz Einigung zwischen 
den Berichterstattern von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP über den Regierungsentwurf mit 
der Maßgabe einer Pflicht zur Dokumentation der 
Schiedsabrede (also keine vollständige Form-
freiheit) nicht mehr zu einem Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens in dieser Wahlperiode 
gekommen ist. Wir Freien Demokraten waren 
bereit, mangels hinreichend verfügbarer Tages-
ordnungsslots auch im vereinfachten Verfahren 
abzuschließen. Leider hat die SPD bis zum Schluss 
keine Zustimmung gegeben, das Verfahren so 
abzuschließen. Es wäre verfahrensmäßig möglich 
gewesen.

Das Gesetzesvorhaben muss daher in der kom-
menden Wahlperiode so schnell wie möglich 
angegangen und umgesetzt werden. In der Sache 
besteht wie beschrieben sehr große Einigkeit. Die 
meisten ergänzenden Vorschläge aus der Praxis 
sind gut aufgenommen und umgesetzt worden. 
Einer schnellen Einigung steht damit hoffentlich 
nichts im Weg. Soweit noch ergänzende 
Vorschläge von Sachverständigen in der Anhörung 
eingebracht wurden, können diese im Rahmen der 
Beratungen mit besprochen werden. Da sind aus 
meiner Sicht sehr diskutable Vorschläge noch 
dabei etwa zur Veröffentlichung der Schieds-
sprüche aber auch kluge Vorschläge zu Klar-
stellungen bei der Vollstreckung.“

„Das Vorhaben sollte noch im 
Kalenderjahr 2025 konsequent 
angegangen und umgesetzt 
werden. Dies auch vor dem 
Hintergrund des Justizstandort-
Stärkungsgesetzes, damit die 
beiden Vorhaben doch noch 
möglichst parallel in der Rechts-
praxis umgesetzt werden können 
und die Gerichte von komplexeren 
Regelungen bei der Geschäfts-
verteilung absehen können.“

„Ja. Unbedingt. Die Stärkung von 
Deutschland als Streitbeilegungs-
standort und damit als Rechts-
standort sollte auch eine Priorität 
der nächsten Bundesregierung 
werden. Die FDP-Fraktion wird 
dafür jedenfalls sehr stark ein-
treten.“

„In der kommenden Wahlperiode sind zwei 
Aspekte konsequent anzugehen. Erstens muss 
das AGB-Recht mindestens für den inter-
nationalen Rechtsverkehr liberalisiert und verein-
facht werden. Das strenge materielle AGB-Recht 
ist ein Hemmschuh für die Stärkung des Rechts-
standortes Deutschland in internationalen Rechts-
verkehr. Dies sollte ein eigenständiges Vorhaben 
in der nächsten Wahlperiode werden, um die 
Reform des Schiedsverfahrensrechts nicht weiter 
zu verzögern. Zweitens sollte im Laufe der 
Wahlperiode - ggf. abhängig von den ersten 
Verfahren nach dem Justizstandort-Stärkungsge-
setz – erneut der Versuch unternommen werden, 
nicht nur bei den Instanzgerichten sondern auch 
beim BGH Englisch als Verfahrenssprache bei ent-
sprechenden Abreden zwingend einzuführen.“
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Wahlprüfstein 1
(…) Wie stehen Sie zur Umsetzung des 
Gesetzgebungsvorhabens in dieser oder 
ähnlicher Form in der nächsten Legislatur-
periode?

Wahlprüfstein 2
Für den Fall, dass Sie das in 
dieser Legislaturperiode be-
reits weit gediehene Vorhaben 
unterstützen, welche zeitliche 
Priorität messen Sie ihm bei?

Wahlprüfstein 3
Unterstützen Sie die Förderung 
Deutschlands als Streitbei-
legungsstandort, insbesondere 
als Schiedsstandort, im inter-
nationalen Wettbewerb?

Wahlprüfstein 4
Welche konkreten Maßnahmen zur Stärkung 
des Streitbeilegungsstandorts Deutschland 
und insbesondere des Schiedsstandorts 
Deutschland wollen Sie in der nächsten 
Legislaturperiode umsetzen?

SPD

„Das Gesetz zur Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts wollen wir zeitnah in 
der neuen Legislaturperiode umsetzen. Die Sachverständigenanhörung im Bundes-
tag hat gezeigt, dass die Koalition aus SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP ein 
gutes Gesetz erarbeitet hat. Weiteren Beratungsbedarf sehen wir einzig bei der 
Streichung des Formerfordernisses von Schiedsvereinbarungen. Auch vor dem 
Hintergrund der Einführung der Commercial Courts durch das Inkrafttreten des 
Justizstandort-Stärkungsgesetzes am 01.04.2025 ist eine zügige Verabschiedung 
des Vorhabens erstrebenswert. “

„Ja, die SPD unterstützt diese 
Forderung. Für eine Wirtschafts-
nation ist eine attraktive Streit-
beilegung in Form von Schieds-
gerichten von großer Bedeutung. 
Dafür setzen wir auf Synergie-
effekte zwischen Schiedsge-
richten und staatlichen Gerichten, 
etwa in Form von Commercial 
Courts.“

„Zentral für den Streitbeilegungsstandort 
Deutschland ist ein starker Rechtsstaat und eine 
hochleistungsfähige Justiz. Personell und 
materiell werden wir die Justiz durch einen 
neuen Pakt für den Rechtstaat mit den Ländern 
stärken. In der neuen Legislatur wollen wir 
Personalbedarfe und Digitalisierung wieder 
mehr zusammen denken. Die Digitalisierung des 
Zivilverfahrens wollen wir durch die Schaffung 
einer bundeseinheitlichen Kommunikations-
plattform und die Verbesserung des elek-
tronischen Rechtsverkehrs entscheidend voran-
bringen. Dies ergänzen wir durch ein moderni-
siertes Zivilprozessrecht.

Der Gesetzentwurf zur Modernisierung des 
Schiedsverfahrensrechts zeichnet die Strategie 
für den Schiedsstandort Deutschland vor. Dieser 
soll internationaler, digitaler und effizienter 
werden. Beispielhaft hierfür stehen die Über-
windung der Sprachbarriere durch die 
Commercial Courts, die Zulässigkeit der 
Videoverhandlung, der Schiedsspruch in elek-
tronischer Fassung und mehr Prozess-
ökonomie.“
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